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Wer diese unsere Zeitung re-
gelmäßig liest, weiß, dass wir 
unser besonderes Augenmerk 
auch auf die ökonomische Ent-
wicklung richten. Bildungsbe-
nachteiligung hängt nun einmal 
unmittelbar auch mit der mate-
riellen Ausstattung der Familien 
zusammen, in denen die Kinder 
aufwachsen. Die schreiende 
Ungerechtigkeit, wie sie sich 
in den Statistiken über die Ein-
kommens- und Vermögensent-
wicklung widerspiegeln, will die 
Bundesregierung, allen voran 
die Rösler-Fraktion der FDP, der 
Öffentlichkeit vorenthalten. Das 
saturierte Bürgertum hat es nun 
mal nicht so gern, wenn man 
das Licht auf die Teile der öko-

nomischen Entwicklung richtet, 
an denen erkennbar wird, wer in 
diesem Land sich trotz oder ge-
radezu wegen der Krise die Ta-
schen vollgestopft hat. So wurde 
dann der Entwurf des Armuts- 
und Reichtumsberichts des Ar-
beitsministeriums kurzerhand 
‚geglättet‘, „gebotoxt“, wie die 
Süddeutsche Zeitung schrieb. 
In diesem Entwurf hieß es: 
„Während das Nettovermögen 
des deutschen Staates zwischen 
Anfang 1992 und Anfang 2012 
um über 800 Milliarden Euro zu-
rückging, hat sich das Nettover-
mögen der privaten Haushalte 
von knapp 4,6 auf rund 10 Billi-
onen Euro mehr als verdoppelt.“ 
Und ergänzend: „Die Schere 

zwischen arm und reich klafft 
immer weiter auseinander. Der 
private Reichtum in Deutschland 
wird insgesamt immer größer. 
Davon profitieren in erster Linie 
die Reichen. Sie werden immer 
reicher und besitzen 53 Prozent 
des Gesamtvermögens.“ Die 
unteren 40 Prozent der Vollzeit-
beschäftigten hätten jedoch nach 
Abzug der Inflation Verluste hin-
nehmen müssen. Diese Passagen 
wurden kurzerhand gestrichen.

Aus Sicht der Regierung 
war dies alles der bundesdeut-
schen Öffentlichkeit wohl nicht 
zuzumuten, schafft es doch 
Begehrlichkeiten in Sachen 
Vermögensabgabe. Dazu der 
Generalsekretär der FDP Döring 
über Twitter unverblümt: Es sei 
„das Verdienst der FDP, dass 
diese Bundesregierung keine 
weitere Belastung der Betriebs-
vermögen und des Ersparten 
vorschlägt“. 

Auch Aussagen zur Lohn-
entwicklung wurden gestrichen 
oder kurzer Hand ins Positive 
gewendet. In der ersten Vari-
ante hatte noch gestanden, dass 
„die Lohnentwicklung im obe-
ren Bereich positiv steigend 
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Es kann nicht sein, 
was nicht sein darf
Die „Korrektur“ des aktuellen entwurfs des 
armuts- und Reichtumsberichts durch die Bundes-
regierung trägt auch theatralische züge

 

-19,1%

-23,1%

-18,8%

-13,1%

-8,2%

-4,0%

-2,7%

-0,7%

0,2%

2,1%

-8,9%

-7,0%

-3,8%

-1,0%

-0,1%

0,6%

0,2%

3,2%

3,4%

5,1%

-1,1%

-1,1%

-1,1%

-0,6%

-0,4%

-0,2%

-0,1%

0,0%

0,2%

0,2%

unterste 10%

zweite 10%

dritte 10%

vierte 10%

fünfte 10%

sechste 10%

siebte 10%

achte 10%

neunte 10%

oberste 10%

Rückgang der Reallöhne 2000 bis 2010
Veränderung der preisbereinigten Bruttolöhne nach Dezilen

Bruttostundenlohn

Monatsbrutto Vollzeitbeschäftigte

Bruttomonatseinkommen
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war“, die unteren Löhne in den 
vergangenen zehn Jahren aber 
„preisbereinigt gesunken“ seien. 
Die Einkommensspreizung habe 
demnach zugenommen, verletze 
somit „das Gerechtigkeitsemp-
finden der Bevölkerung“ und 
könne „den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt gefährden“. In 
der neuen Variante heißt es statt-
dessen, sinkende Reallöhne sei-
en „Ausdruck struktureller Ver-
besserungen“ am Arbeitsmarkt, 
da zwischen 2007 und 2011 im 
unteren Lohnbereich viele neue 
Vollzeitjobs entstanden seien, 
durch die Erwerbslose eine Ar-
beit bekommen hätten. Das ist 
wie „to make candy from shit”, 
wie es in England heißen würde.

Auch der Satz: „Allerdings 
arbeiteten im Jahr 2010 in 
Deutschland knapp über vier 
Millionen Menschen für einen 
Bruttostundenlohn von unter sie-
ben Euro“ hatte keinen Bestand 
vor den Augen der Regierung. Er 
wurde gestrichen. Gemeint sind 
damit die Niedriglohn-JobberIn-
nen, die in der Regel von ihrem 
Lohn nicht leben können und 
deshalb vom Staat alimentiert 
werden müssen (sog. Aufsto-
cker). Vielleicht sollte man der 
Regierung vorschlagen, dieses 
Geld direkt den Unternehmen zu 
geben, damit diese den Schein 
waren können, sie zahlten nor-
male Löhne. Allerdings würde 

dann umso deutlicher erkennbar 
sein, dass es hier schlicht um 
Subventionen geht, die nach EU-
Recht ja wettbewerbsverzerrend 
und somit verboten sind.

Die Beschönigungen des Be-
richts dürften aber nicht nur den 
kritischen deutschen Bürger em-
pören, skandalöser ist diese Zen-
sur eigentlich gegenüber den in 
die Krise geratenen Südeuropä-
ern. Durch die Subventionierung 
der Unternehmen – und nichts 
anderes ist die staatliche Bezu-
schussung der NiedriglöhnerIn-
nen – bleiben die Lohnstückkos-
ten Deutschlands wieder einmal 
stabil. Die Exportstärke nimmt 
weiter zu, flankiert von einem 
relativ niedrigen Eurokurs, der 
ohne die Schwäche der anderen 
viel höher sein müsste. Insofern 
kann Deutschland seinen ‚Er-
folgskurs‘ fortsetzen. Anders 
als die Schweiz bspw., die gro-
ße Mengen an Fremdwährungen 
aufkaufen muss, um den Fran-
ken auf einem Niveau zu halten, 
damit die Exportwirtschaft und 
Tourismusbranche nicht erdros-
selt wird, profitieren die Deut-
schen noch auf zweierlei Weise 
von der Krise: Vom – an der 
nationalen Wirtschaftskraft ge-
messen – niedrigen Außenwert 
des Euro sowie von den extrem 
niedrigen Zinsen, die auf alle zu 
refinanzierende Staatsschulden 
zu zahlen sind.

‚Noch‘, weil es alles ande-
re als klar ist, ob diese Art der 
Wettbewerbslogik in Verbin-
dung mit der restriktive Haltung 
der Bundesregierung in Sachen 
finanzieller Hilfen nicht einen 
Kollaps der südeuropäischen 
Länder heraufbeschwört, der das 
ganze europäische Projekt mit 
dann unabsehbaren Folgen für 
alle Beteiligten in den Abgrund 
zu reißen droht. 

Corriger la fortune nennen die 
Deutschen betrügen – mit dieser 
Wendung versucht ein abge-
brannter Spieler und entlassener 
Soldat sich bei Lessings Minna 
von Barnhelm frisches Geld für 
neue Spieleinsätze zu verschaf-
fen. Dass der Regierungsspre-
cher diese Änderungen als „ganz 
normalen Vorgang bezeichnet“, 
ist nicht nur ein Armutszeugnis 
für das, was bislang unter De-
mokratie verstanden wurde, son-
dern wohl auch taktisch unklug. 
Ohne dieses ‚Corriger‘ hätte der 
Bericht sicherlich weit weniger 
Resonanz in der Öffentlichkeit 
gefunden. 

Abschließend sei deshalb eine 
Frage an Radio Eriwan erlaubt: 
„Stimmt es, dass es in Deutsch-
land keine Armut gibt?“ Ant-
wort: „Im Prinzip ja, es kommt 
aber darauf an, wer den Armuts-
bericht schreibt.“

JoacHim GeFFeRS
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Her damit!
Seit fünf Jahren durchläuft Europa einen 
Krisenmarathon. Kanzlerin Merkel be-
hauptet, die angeblich laxe Haushaltspo-
litik sei der Grund. Europa habe über 
seine Verhältnisse gelebt. So begründet 
sie immer weitere Kürzungsprogramme. 

Das ist eine dreiste Lüge. Unkontrollierte 
Finanzmärkte und eine falsche Konstruk-
tion der Währungsunion haben Europa 
in die Krise getrieben. Um die Folgen zu 
bekämpfen und Banken zu retten, haben 
sich die Staaten verschuldet. Jetzt dienen 
die neuen Schulden als Grund für drasti-
sche Sparprogramme. 

Dieses Sparen heißt in Wirklichkeit Strei-
chen und Kürzen bei Löhnen, Renten, 
Sozialleistungen und öffentlichen Inves-
titionen. Eine Politik, die eine soziale Ka-
tastrophe verursacht und Länder immer 
tiefer in die Krise treibt. Damit muss 
Schluss sein! 

Nur Aufbaupro-
gramme mit mehr 
Investitionen in 
Bildung, Gesund-
heit und Umwelt 
helfen Europa aus 
der Krise. Das 
Geld dafür muss 
dort geholt wer-
den, wo es reichlich vorhanden ist. Den 
10 Billionen Euro Staatsschulden in Euro-
pa stehen heute 27 Billionen Geldvermö-
gen gegenüber. Allein die Millionäre – 
das reichste ein Prozent – besitzt davon 
etwa ein Drittel. 

Wir wollen Steuergerechtigkeit und 
Umfairteilung. Mit unseren Schwester-
gewerkschaften, GPA djp aus Österreich 
und Unia aus der Schweiz fordern wir in 
gemeinsamen Aktionswochen einen poli-
tischen Kurswechsel in Europa. 
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„Geld ist genug da, das haben nur die anderen“, Uli Thöne – GEW-Bundesvorsitzender


